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§ 26 
Wiederholung der Prüfung 

Für die Wiederholung der Fachlichen Prüfung 
gilt § 16 entsprechend. 

AbschnitUV 

Gesamtprüfungsergebnis 

§27 
Ermittlung der Gesamtprüfungsnote 

(1) Für die Ermittlung der Gesamtprüfungsnote 
werden die Notensumme aus der Pädagogischen 
Prüfung (§ 13 Satz 2) und die verdoppelte Noten­
summe aus der Fachlichen Prüfung (§ 24 Abs. 4) zu­
sammengezählt und durch drei geteilt. 

(2) Die Gesamtprüfungsnote . ist auf zwei Dezi­
malstellen zu berechnen; die dritte Dezimalstelle 
bleibt unberücksichtigt. 

§ 28 
Bekanntgabe des Prüfungsergebnisses 

(1) IDer Vorsitzende des Prüfungsausschusses 
für die Fachliche Prüfung erstellt das Zeugnis über 
die Große Staatsprüfung, das dem Teilnehmer zu­
gestellt wird. 2Das Zeugnis weist die Fachrichtung -
in der Fachrichtung Landwirtschaft auch den 
Schwerpunkt -, die Gesamtprüfungsnote nach dem 
Zahlenwert und der Notenstufe, die Einzelnoten so-
wie die erreichte Platzziffer aus. . 

(2) ITeilnehmer, die die Gesamtprüfungsnote 
"ausreichend". erhalten haben, können auf Antrag 
ein Zeugnis über das Bestehen der Prüfung ohne 
Notenangabe und Platzziffer erhalten. 2Für Teil­
nehmer, die (He Prüfung ganz oder teilweise wie­
derholt haben, kann die Platzziffer mit gesonder­
tem Bescheid mitgeteiltwerden. 

(3) Mit dem Bestehen der Anstellungsprüfung er­
wirbt der Referendar das Recht, die Bezeichnung 
,,Assessor(in) der Landwirtschaft" oder ,,Assessor 
(in) der Hauswirtschaft" zu führen. 

Fünfter Teil 

Schluß-und Ubergangsbestimmungen 

§29 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

(1) Diese Verordnung tritt am 1. Januar 1987 in 
Kraft. 

(2) Gleichzeitig treten außer Kraft: 
l..die Zulassungs-, Ausbildungs-und Prüfungsord­

nung für den höheren landwirtschaftlichen 
Dienst einschließlich des höheren landwirt­
schaftlichen Lehramts in Bayern - LwZAPO/hD 
- (BayRS 2038-3-7-6-E), 

2. die Zulassungs-, Ausbildungs-und Prüfungsord­
nung für den höheren landwirtschaftlich-haus­
wirtschaftlichen Dienst einschließlich des hö­
heren landwirtschaftlich -hauswirtschaftlichen 
Lehramts in Bayern - LwhZAPO/ hD - (BayRS 
2038-3-7 -7 -E). 
(3) IBei Referendaren, die den Vorbereitungs­

dienst vor Inkrafttreten dieser Verordnung begon­
nen haben, richten sich Ausbildung und Prüfung 
nach den in Absatz 2 genannten Verordnungen. 
2Die Dauer des Vorbereitungsdienstes beträgt je­
doch auch in diesen Fällen 24 Monate. 

München, den 5. Dezember 1986 

Bayerisches Staatsministerium 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
Dr. Hans Eis e n man n, Staatsminister 
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2030-3-2-1-1 

Verordnung 
zur Änderung der Verordnung' 

über beamten- und richterrechtliche Zuständigkeiten 
im Geschäftsbereich des 

Bayerischen Staatsministeriums des Innern 

Vom 10. Dezember 1986 

Auf Grund von Art. 73 Abs. 6 Satz 2, Art. 78 Abs. 3 
Satz 2, Art. 79 Satz 2 und Art. 80a Abs. 5 Satz 2 des 
Bayerischen Beamtengesetzes, Art. 2 Abs. 1 des 
Bayerischen Richtergesetzes sowie § 4 Satz 1 und 
§ 6 der Ausbildungskostenerstattungsverordnung 
vom 24. Juli 1986 (GVBl S. 258) erläßt das Bayeri­
sche Staatsministerium des Innern folgende Ver­
ordnung: 

§ 1 

Die Verordnung über beamten- und richterrecht­
liche Zuständigkeiten im Geschäftsbereich des 
Bayerischen Staatsministeriums des Innern 
(BayRS 2030-3-2-1-1), geändert durch Verordnung 
vom 13. Dezember 1985 (GVBl S. 846), wird wie folgt 
geändert: 

1. Die Einleitungsformel wird wie folgt geändert: 

a) ,,Art. 73 Satz 2, Art. 74 Abs. 3 Satz 2" wird e r­
setzt durch ,,Art. 73 Abs. 6 Satz 2, Art. 78 Abs. 3 
Satz 2, Art. 79 Satz2, Art. 80a Abs. 5 Satz 2", 

b) nach dem Wort "Richtergesetzes" wird ein 
Komma eingefügt, das folgende Wort "und" 
wird gestrichen, 

c) nach dem Wort "Laufbahnverordnung" wird 
e ingefügt: "sowie § 4 Satz 1 und § 6 der Aus­
bildungskostenerstattungsverordnung vom 
24. Juli 1986 (GVBl S . 258)". 

2. § 3 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Nummer 2 wird "und 74 Abs. 3" ersetzt 
durch ,,Abs. 6 S atz 1 u n d Art. 79 Satz 1", 

bb) es wird folgende neue Nummer 3 einge-
fügt: . 

,,3. für die Ruhestandsbeamten und -rich­
ter sowie für frühere Beamte und Rich­
ter mit Versorgungsbezügen d ie Befug­
nisse nach Art. 78 Abs. 1 Satz 1 und 
Abs. 3 Satz 1 BayBG,". 

ce) die bisherige Nummer 3 wird Nummer 4. 

b) Es wird folgender Absatz 4 angefügt: 

,,(4) Die Befugnis zur Festsetzung und An­
forderung des Erstattungsbetrages sowie zur 
Erstattung der Ausbildungskosten (§ 4 Satz 1 
und § 6 der Ausbildungskostenerstattungsver­
ordnung) wird den in § 1 der Verordnung über 
besoldungsrechtliche Zuständigkeiten im Ge­
schäftsbereich des Bayerischen Staatsmini­
steriums des Innern (BayRS 2032-3-2-1-1) ge­
nannten Behörden übertragen." 

§2 
~ 

l§ 1 NI'. 2 Buchst. b tritt mit Wirkung vom 1. Sep­
tember 1985 in Kraft. 21m übrigen tritt diese Verord­
nung am 1. Januar 1987 in Kraft. 

München, den 10. Dezember 1986 

Bayerisches Staa tsministe rium des Innern 

August R. L a n g , Staatsminister 
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792-2-E 

Verordnung 
über die Änderung der Jagdzeit 

für Rehwild im Jagdjahr 1986 

Vom 10. Dezember 1986 

Auf Grund des Art. 33 Abs. 1 Nr. 2 des Bayeri­
schen Jagdgesetzes (BayRS 792-1 -E) erläßt das 
Bayerische Staatsministerium für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten folgende Verordnung: 

§1 

Abweichend von § 19 Nr. 1 Buchst. c der Verord­
nung zur Ausführung des Bayerischen Jagdgeset­
zes vom 1. März 1983 (GVBI S. 51), zuletzt geändert 
durch Verordnung vom 10. Oktober 1986 (GVBI 
S. 332), darf im Jagdjahr 1986 die Jagd auf 

Rehkitze bis zum 31. Januar, 

Schmalrehe bis zum 31: Januar, 

Rehgeißen bis zum 15. Januar 

ausgeübt werden. 

§2 

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 1987 in Kraft; 
sie tritt am 31. Januar 1987 außer Kraft. 

München, den 10. Dezember 1986 

Bayerisches Staatsministerium 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
Dr. Hans Eis e n man n, Staatsminister 
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215-2-10-1 

Verordnung 
'über das Kehren und Überprüfen 

von Feuerungs- und Lüftungsanlagen 
(Kehr- und Überprüfungsordnung - KÜO) 

Vom 12. Dezember 1986 

Auf Grund von § 1 Abs. 2 des Scl}ornsteinfeger­
gesetzes vom 15. September 1969 (BGBI I S. 1634, 
her. S. 2432), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
18. Februar 1986 (BGBI I S . 265), in Verbindung mit 
§ 1 Abs. 1 der Ersten Zuständigkeitsverordnung zum 
Schornsteinfegergesetz (BayRS 215-2-8-1) und 
Art. 38 Abs. 3 Nrn. 1 und 4 des Landesstraf- und Ver­
ordnungsgesetzes erläßt das Bayerische Staatsmi­
nisterium des Innern folgende Verordnung: 

1. Kamine 

§1 

Begriffe 

sind Bauteile, die dazu bestimmt oder geeignet 
sind, Rauch- oder Abgase von Feuerstätten über 
das Dach ins Freie zu führen, und die nicht der 
Lüftung von Räumen dienen. 

2. Rauchkamine 
sind Kamine, an die Feuerstätten angeschlossen 
sind, in denen feste oder flüssige Stoffe ver­
brannt werden. 

3. Abgaskamine 
sind Kamine, an die nur Feuerstätten ange­
schlossen sind, in denen gasförmige Stoffe ver­
brannt werden; sie können im Einzelfall zu­
gleich die Funktion von Abluftschächten über­
nehmen. 

4. Luftabgaskamine 
sind Kamine, an die Gasfeuerstätten mit ge­
schlossener Verbrennungskammer angeschlos­
sen sind, und die Verbrennungsluft zu- und ge­
trennt davon Abgase abführen. 

5. Rauchkanäle und Abgaskanäle 
sind Verbindungsstücke, die in ganzer Länge 
mit dem Boden oder mit Bauteilen, wie z. B. 
Wänden oder Decken, fest verbunden sind und 
dem Anschluß von Feuerstätten an Kamine 
dienen. 

'6. Rauchrohre und Abgasrohre 
sind frei in Räumen verlaufende Verbindungs­
stücke, die dem Anschluß von Feuerstätten an 
Kamine und Kanäle dienen oder - bei Feuer­
stätten mit geschlossener Verbrennungskam­
mer - die Abgase ins Freie führen. 

7. Rauch- und Abgasleitungen für Brennwert­
feuerstätten 
führen Rauch- und Abgase mit Überdruck ab. 

8. Feuerstätten 
sind an Kamine, Rauch- oder Abgasleitungen 
angeschlossene Anlagen zur Verbrennung fe­
ster, flüssiger oder gasförmiger Stoffe. Feuer­
stätten in diesem Sinn sind auch Außenwand­
Gasfeuerstätten und Gas-Kleinwasserheizer. 

9. Abgaswege 
sind die Wege, welche die Abgase innerhalb der 
Gasfeuerstätte zurücklegen. 

10. Duilstleitungen 
sind Rohre, Schächte und Kanäle, die Koch-, 
Brat-, Grill-, Darr- oder Röstdünste abführeri. 

11. Dunstfänge 
sind Einrichtungen, mit denen Koch-, Brat-, 
Grill- oder Röstdünste gesammelt und in Dunst­
leitungen abgeführt werden. 

12. Lüftungseinrichtungen 
sind Be- und Entlüftungen, die zum Betrieb von 
Feuerstätten vorgeschrieben sind. 

§2 

Kehrpflichtige Anlagen, 
Anzahl der Kehrungen 

(1) Viermal im Jahr sind zu kehren, wenn nicht in 
den Absätzen 2 bis 5 etwas anderes bestimmt ist: 

1. Rauchkamine und -kanäle von Feuerstätten für 
feste und flüssige Brennstoffe, 

2. Rauchkamine, -kanäle und -rohre von Da rr-, 
Röst- oder anderen Trocknungsanlagen, 

3. Räucheranlagen (Räucherkammern und Rauch­
schränke) mit den dazugehörigen ' Rauchkami­
nen, -kanälen und -rohren. 

(2) Dreimal im Jahr sind zu kehren Rauchkamine 
und -kanäle von Feuerstätten für flüssige Brenn­
stoffe, die nur der Einzelraumheizung dienen. 

(3) Zweimal im Jahr sind zu kehren: 

1. die in den Absätzen 1 und 2 genannten Anlagen, 
wenn nur Feuerstätten angeschlossen sind, die 
gemäß § 9a Abs. 2 Satz 1 der Verordnung über 
Feuerungsanlagen - 1. BlmSch V - in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 5. Februar 1979 (BGEl 
I S. 165), geändert durch Verordnung vom 24. Juli 
1985 (BGEl I S.1586), jährlich überwacht werden, 

2. Rauchkamine und -kanäle für bivalente Heizun­
gen, 

3. Rauchkamine und -kanäle, die nur zeitweise be­
nutzt werden. 

(4) Nach je 45 Betriebstagep., mindestens aber 
einmal im Jahr nach der Betriebszeit, sind die in 
Absatz 1 Nrn. 2 und 3 genannten Anlagen zu kehren, 
wenn sie nur zeitweise benutzt werden. 

(5) Einmal im Jahr sind zu kehren: 

1. Rauchkamine und -kanäle, die nur selten benutzt 
werden, 

2. Rauchrohre von Feuerstätten zur zentralen Be-
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heizung oder zentralen Warmwasserbereitung 
oder zur Erzeugung von Betriebs- und Wirt­
schaftswärme. 

§3 

Überprüfungspflichtige Anlagen, 
Anzahl der Überprüfungen 

(1) Zweimal im Jahr sind auf ihre einwandfreie 
Gebrauchsfähigkeit zu überprüfen Dunstfänge und 
-leitungen, die nicht oder nicht nur dem privaten 
H;lUshalt dienen. 

(2) lEinmal im Jahr sind auf ihre einwandfreie 
Gebrauchsfähigkeit zu überprüfen: 

1. Abgaskamine, -kanäle und -rohre für Gasfeuer­
stätten, ferner Luftabgaskamine, 

2. Rauch- und Abgasleitungen für Brennwertfeuer-
stätten, 

3. Lüftungseinrichtungen, 

4. Abgaswege in Gasfeuerstätten. 
2Bei 

a) Gasfeuerstätten - mit Strömungssicherung zur 
zentralen Beheizung oder zur W armwasserberei­
tung, die ihre Verbrennungsluft aus dem Aufs­
stellungsraum entnehmen, 

b) Gas-Kleinwasserheizern 

ist zusätzlich eine CO- Messung durchzuführen; 
hiervon ausgenommen sind Gasfeuerstätten mit 
Abgasüberwachungseinrichtung sowie Gasfeuer­
stätten, die gemäß § 7 der Verordnung über Feue­
rungsanlagen und Heizräume (BayRS 2132-1-3-1) 
in Heizräumen installiert sind. 3Der gemessene 
CO-Gehalt darf einen Wert von 1000 ppm, bezogen 
auf unverdünntes Abgas, nicht überschreiten. 4Bei 
Anlagen, die jährlich nach § 9a Abs. 2 Satz 1 der 
1. BlmSchV überwacht werden, sollen CO-Messung 
und Überwachung in ein e m Termin durchge­
führt werden. 

§4 

Ausnahmen von der Kehr- und 
Überprüfungspflicht 

Von der Kehr- und Überprüfungspflicht sind 
ausgenommen: 

1. Kanline mit einem lichten Querschnitt von mehr 
als 10 000 cm2 an der Sohle, es sei denn, sie dienen 
ausschließlich häuslichen Feuerstätten, 

2. Rauchschränke (§ 2 Abs. 1 Nr. 3) aus Metall, die 
zugleich als Kochschränke verwendet werden, 

3. Anlagen gemäß §§ 2 und 3, die dauernd unbenutzt 
sind. Sind die Anlagen jedoch betriebsbereit, wer­
den sie einmal im Jahr überprüft. Sie sind außer­
dem zu überprüfen, bevor sie wieder in Betrieb 
genommen werden. 

§5 

Zusätzliche Kehrungen 

IWenn es die Feuersicherheit erfordert, sind 
kehrpflichtige Anlagen öfter als nach den Vor-

schr.iften dieser Verordnung zu kehren. 2Der Be­
zirkskaminkehrermeister hat zusätzliche Kehrun­
gen gegenüber dem Eigentij.mer oder dessen Beauf­
tragten jeweils zu begründen, auf Verlangen 
schrütlich. -

§6 

Ausbrennen 

(1) Eine kehrpflichtige Anlage darf nur ausge­
brannt werden, wenn die Verbrennungs rückstände 
mit den üblichen Kehrwerkzeugen nicht entfernt 
werden können und der Zustand der Anlage oder 
ein sonstiger erkennbarer Umstand dem Ausbren­
nen nicht entgegensteht. 

(2) IDie Arbeit soll der Bezirkskaminkehrermei­
ster ausführen oder dauernd beaufsichtigen. 2Der 
Zeitpunkt des Ausbrennens ist dem Eigentümer 
oder dessen Beauftragten, den Hausbewohnern, der 
Gemeinde und der Feuerwehr vorher mitzuteilen. 
3Nach dem Ausbrennen sind die kehrpflichtige An­
lage, das Gebäude und dessen Umgebung auf 
Brandgefahren zu überprüfen. 

§7 

Sonstige Pflichten 
des Bezirkskaminkehrermeisters 

(1) IDie beabsichtigte Kehrung oder Überprüfung 
ist anzukündigen, soweit das ortsüblich ist. 2Dem 
Eigentümer eines nur gelegentlich benutzten oder 
von ihm selbst oder seinem Beauftragten nicht be­
wohnten Gebäudes ist der Termin der beabsichtig­
ten Kehrung od:~r Überprüfung rechtzeitig mitzu­
teilen. 3Für die Uberwachung von Feuerstätten gilt 
§ 9a Abs. 3 der 1. BlmSchV. 

(2) I Die Kehr- und Überprüfungsarbeiten sind in 
den von der Feuersicherheit (Betriebs- und Brand­
sicherheit) bestimmten Zeitabständen auszufüh­
ren. 2Abgasrohre und Lüftuf!gseinrichtungen sind, 
falls erforderlich, nach der Uberprüfung zu reini­
gen. 3Rückstände sind aus den kehr- und. überprü­
fungspflichtigen Anlagen zu entfernen. 

§8 

Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

(.1) Diese Verordnung tritt am 1. Januar 1987 in 
Kraft. 

(2) Gleichz~itig tritt die Verordnung über das 
Kehren und Uberprüfen von Feuerungs- und Lüf­
tungsanlagen - Kehr- und Überprüfungsordnung -
KÜO- (BayRS 215-2-10-1) außer Kraft. 

München, den 12. Dezember 1986 

Bayerisches Staatsministerium des Innern 

August R. L a n g, Staatsminister 
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215-2-11-1 

Verordnung 
über die Gebühren und Auslagen der Bezirkskaminkehrermeister 

(Kehr- und Überprüfungsgebührenordnung - KÜGebO) ' 

Vom 12. Dezember 1986 

Auf Grund des § 24 des Schornstei.nfegergesetzes 
- SchfG - vom 15. September l~ß~. (J;3O;BL 1 S . 1634, 
ber. S. 2432), zuletzt geändert durch Art. 19 des Ge-. 
setzes vom 18. Februar 1986 (BGBl 1 S . 265), in Ver­
bindung mit § 1 Abs. 1 der Ersten Zuständigkeits­
verordnung zum Schornsteinfegergesetz (BayRS 
215-2-8-1) erläßt das Bayerische Staatsministe­
rium des Innern folgende Verordnung: 

§1 

je Meter, 
mindestens jedoch 

2. Rauchkanälen mit einem lichten 
Querschnitt 

a} bis 0,25m2 

b) über 0,25m2 

je Meter. 

3. Ra~chrohren 

7,15 DM. 

2,25 DM, 

5.35 DM 

Gebührenarten a) bis zu einem Meter Länge 6,05 DM. 

2,00 DM, 

2,00 DM 
Der Bezirkskaminkehrermeister erhebt folgende b) für jeden weiteren Meter 

Gebühren: 4. Abgasrohren 
1. eine Jahresgrundgebühr für jedes Gebäude mit 

wenigstens einem kehr- oder überprüfungs­
pflichtigen Kamin (§ 2); ausgenommen sind Ne­
bengebäude. z. B. Waschküchen. 

2. Gebühren für Kehr- und Überprüfungsarbeiten 
(§§ 3 und4). 

3. Zuschläge und Auslagen (§ 5). 

§2 

Jahresgrundgebühr 

(1) Die Jahresgrundgebühr richtet sich nach der 
Zahl der kehr- oder überprüfungspflichtigen Kami­
ne des Gebäudes. 

(2) 1 Für Gebäude mit nur einem Kamin beträgt 
die Jahresgrundgebüh'r 10,15 DM. im übrigen be­
trägt sie je Kamin 7.45 DM. 2Wird ein Gebäude erst 
im Lauf des Kalenderjahres fertiggestellt. so ist für 
jeden vollen Monat die anteilige Jahresgrundge­
bühr zu erheben. 

(3) Mit der Jahresgrundgebühr sind auch die Feu­
erstättenschau und die gelegentliche Beratung in 
feuerungs technischen Fragen abgegolten. 

§3 

Gebühren für Kehrarbeiten 

(1) Für K~p.rarbeiten nach den §§ 2 .~md 5 der 
Kehr- und Uberprüfungsordnung - KUO - vom 
12. Dezember 1986 (GVBl S. 405) werden folgende 
Gebühren erhoben: 

Für das Kehren von 

1. Rauchkaminen mit einer Nennwärmeleistung 
der angeschlossenen Feuerstätten 

a) bis 50 kW, einschließlich der Feu­
erstätten zur Warmwasserberei­
tung mit einer höheren Nennwär-
meleistung, 0,40 DM, 

b) von mehr als 50 bis 185 kW 1.00 DM. 

c) von mehr als 185 kW 1,30 DM 

je Meter. 

5. Räucheranlage n 1,35 DM 

je Quadratmeter der zu kehrenden 
Fläche, 

6. Lüftungseinrichtungen in Form von Schächten 
oder Leitungen eine Gebüht nach Zeitaufwand. 

(2) Die Gebühr nach Absatz 1 Nr. 1 erhöht sich um 
75 v. H., wenn der Kamin zum Kehren von innen be­
stiegen wird. 

(3) 1 Für da.~ Ausbrennen kehrpflichtiger Anlagen 
gemäß § 6 KUO wird die doppelte Kehrgebühr nach 
Absatz 1 erhoben. 2Erfordert das Ausbrennen we­
gen außergewöhnlicher. vom Bezirkskaminkehrer­
meister nicht zu vertretender Umstände erheblich 
mehr Zeit als üblich. so ist statt der Gebühr nach 
Satz 1 eine Gebühr nach Zeitaufwand zu entrichten. 
3Ausbrennmaterial. das der Bezirkskaminkehrer­
meister stellt, ist gesondert zu vergüten. 4Für das 
Kehren nach dem Ausbrennen wird die Gebühr für 
Kehrarbeiten erhoben. 

(4) Für das Wegschaffen der bei den Kehrarbei­
ten angefallenen Rückstände wird je Kamin eine 
Gebühr von 0,40 DM erhoben. 

§4 

Gebühren für Überprüfungs- und 
Meßarbeiten 

Cl) Für Überprüfungsarbeiten nach den §§ 3 und 4 
K;UO werden folgende Gebühren erhoben: 
Für das Überprüfen von ' 

1. Abgaskaminen und -kanälen die gleiche Gebühr 
wie für das Kehren von Rauchkaminen und 
-kanälen (§ 3 Abs. 1 Nrn.1 und 2), 

2. Abgaswegen in Gasfeuerstätten und 
der dazugehörenden Abgasrohre 

je Gasfeuerstätte, 

3. Abgaswegen in Gas-Kleinwasser­
heizern 

je Gasfeuerstätte, 

6.35 DM 

3,15 DM 
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4. Lüftungseinrichtungen 

a) in Form von Schächten oder 
Leitungen 

b) als Vei'brennungsluftverbund 

je Verbund, 

6,05 DM 

2,30 DM 

soweit nicht die Gebühr nach Zeitaufwand gemäß 
Absatz 3 erhoben wird. 

(2) Eine Überprüfungsgebühr für Lüftungsein­
richt).mgen entfällt, wenn die Anlagen auf Grund 
der Uberprüfung gekehrt werden. 

(3) Für folgende Überprüfungsarbeiten wird eine 
Gebühr nach Zeitaufwand erhoben: 

1. Prüfen und Begutachten von Kaminen, Feuer­
stätten und Verbindungsstücken auf ihre Feuer­
sicherheit nach § 13 Abs.1 Nr.4 SchfG, 

2. Prüfen von 

a) Kaminen und Lüftungseinrichtungen vor der 
Fertigstellung des Rohbaues und der abschlie­
ßenden Fertigstellung des Gebäudes, 

b) Änderungen in Kaminen 

nach § 13 Abs. 2 der Bauaufsichtlichen Verfah­
rensverordnung - BauVerfV - (BayRS 2132-1-
2-1), . 

3. Überprüfen von Dunstfängen und -leitungen 
nach § 3 Abs. 1 KÜO, 

4. Überprüfen von Bren~~ertfeuerstätten nach § 3 
Abs.2 Nrn. 1, 2 und 4 KUO. . 

(4) Für das Überprüfen einer dauernd unbenutz­
ten Anlage nach § 4 Nr. 3 KÜO wird eine Gebühr wie 
für das Kehren der Anlage erhoben. 

(5) lDie Gebühren für Messungen nach den §§ 9a, 
9b und 9c der Verordnung über Feuerungsanlagen -
1. BlmSch V - in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 5. Februar 1979 (BGEl I S. 165), geändert durch 
Verordnung vom 24. Juli 1985 (BGEl I S. 1586), 
betragen: 

1. bei Feuerstätten für flüssige Brenn­
stoffe mit 

a) einer Meßstelle 

b) einer Meßstelle über Durchgangs­
höhe 

c) zwei Meßstellen 

2. bei Feuerstätten für feste Brenn­
stoffe mit 

a) einer Meßstelle 

b) zwei Meßstellen 

3. bei Feuerstätten für gasförmige 
Brennstoffe mit 

38,40 DM, 

55,30 DM, 

67,50 DM, 

80,35 DM, 

118,35 DM, 

a) einer Meßstelle 30,80 DM, 

b) einer Meßstelle über Durchgangs-
höhe 36,70 DM. 

2Die Gebühr für CO-Messungen nach § 3 Abs. 2 Nr. 4 
KÜO beträgt 5,30 DM. 

(6) 1 Mit den 'Gebühren nach Absatz 5 ist auch das 
Herstellen einer Kontrollöffnung durch den Ka­
minkehrer abgegolten. 2Die Auslagen für das Aus-

werten der Rauchgasmessungen bei Feuerstätten 
für feste Brennstoffe sind dem Bezirkskaminkeh­
rermeister zu erstatten. 

(7) Für das Wegschaffen etwaiger bei den Über­
prüfungsarbe iten angefallener Rückstände wird je 
Kamin eine Gebühr von 0.40 DM erhoben. 

§5 

Zuschläge,Auslagen 

(1) lFür Arbeiten nach § 3 Abs. 1,2 und 4 oder § 4 
Abs. 1,3, 4, 5 und 7 wird ein Zuschlag in Höhe der 
dort genannten Gebühr erhoben, wenn die Arbeit 

1. trotz Hinweises auf den Zuschlag werktags vor 
6.00 Uhr oder nach 18.00 Uhr oder an Samstagen, 
Sonntagen oder gesetzlichen Feiertage n verlangt 
wird, 

I 

2. unter erheblichen Erschwernissen ausgeführt 
wird; Nummer 2 gilt nicht für Arbeiten nach § 4 
Abs. 5 dieser Verordnung. 

2Trifft eine Voraussetzung des Satzes 1 Nr. 1 mit ei­
ner Voraussetzung der Nummer 2 zusammen, so 
wird der Zuschlag zweimal erhoben. 

(2) lEin Zuschlag in Höhe von einem Drittel der 
nach § 3 oder § 4 Abs. 1,3 und 7 zu entrichtenden Ge­
bühr wird erhoben, wenn die Arbeit, mehr als 500 
Meter vom Rand des nächsten zum Kehrbezirk ge­
hörenden Ortsteils entfernt, in einem alleinstehen­
den Gebäude oder einer Gebäudegruppe m it höch­
stens vier Wohngebäuden ausgeführt wird. 2An 
Stelle dieses Zuschlags werden, wenn das Gebäude 
besonders schwer erreichbar ist (z. B. Berggasthof, 
Alm, Jagdhütte, Forstdiensthütte ), ein Zuschlag von 
11,15 DM für jede angefangene Viertelstunde der 
Wegezeit sowie besondere Auslagen berechnet und, 
falls mehrere Arbeiten miteinander verbunden 
werden, anteilig umgelegt. 

(3) 1 Kann die Arbeit nicht zu dem spätestens zwei 
Werktage vorher dem Benutzer der Anlage be­
kanntgewordenen Termin ausgeführt werden, so 
wird für die zusätzlich zurückzulegende Wegstrek­
ke neben der Gebühr nach § 3 oder § 4 ein Zuschlag 
von 1,20 DM für jeden vollen Kilometer, mindestens 
jedoch von 6,05 DM, erhoben. 2Er wird auf mehrere 
beteiligte Gebührenschuldner anteilig umgelegt. 
3§ 9a Abs. 3 der 1. BlmSch V bleibt unberührt. 

§6 

Berechnung der Zeitaufwandsgebühr, 
Längenberechnung 

(1) lBei der Gebührenberechnung nach Zeitauf­
wand ist der Zeitaufwand des Bezirkskaminkehrer­
meisters und benötigter Gesellen an der Arbeits­
stelle sowie der Zeitaufwand für das Ausstellen der 
Bescheinigung nach § 13 Abs. 2 BauVerfV zu be­
rücksichtigen. 2Der Hin- und Rückweg bleibt außer 
Betracht. 3Die Gebühr nach Zeitaufwand beträgt 
für jede angefangene Viertelstunde 11,15 DM. 

(2) 1 Längen unter einem Meter sind auf einen vol­
len Meter aufzurunden. 2Bei Längen über einem 
Meter sind Bruchteile unter 50 cm abzurunden, 
Bruchteile ab 50 cm aufzurunden. 
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§7 

Mehrwertsteuer 

In den Gebühren ist die Mehrwertsteuer nicht 
enthalten. 

§8 

Fälligkeit 

(1) 1 Die Jahresgrundgebühr (§ 2) wird je zur Hälf­
te am 1. März und am 1. September des laufenden 
Jahres fällig. 2Wird ein Gebäude erst nach dem 
1. März fertiggestellt, so wird die J ahresgrundge­
bühr in einer Summe an dem auf die Fertigstellung 
folgenden Monatsersten fällig. 

(2) Die sonstigen Gebühren, Zuschläge und Aus­
lagen werden mit Beendigung der Arbeit fällig. 

§9 

Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

(1) Diese Verordnung tritt am 1. Januar 1987 in 
Kraft. 

(2) Gleichzeitig tritt die Verordnung über die Ge­
bühren und Auslagen der Bezirkskaminkehrermei­
st~.r (Kehr- und Uberprüfungsgebührenordnung -
KUGebO) vom 12. Dezember 1984 (GVBl S. 542) au­
ßer Kraft. 

München, den 12. Dezember 1986 

Bayerisches Staatsministerium des Innern 

August R. L a n g, Staatsminister 
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